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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Schulze-Pellengahr, Ruhnke, 
Dr. Dahlgrün, Dr. Schneider (Lollar) und Genossen eingebrach- 
ten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesjagd- 
gesetzes 

— Drucksache 1025 — 


A. Bericht des Abgeordneten von Lindeiner-Wildau 


Das vorliegende Gesetz wurde in der Sitzung des 
Bundestages vom 11. Juni 1959 nach erster Beratung 
dem Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten federführend und dem Ausschuß für Inneres 
zur Mitbeteiligung überwiesen. 

Der Ernährungsausschuß hat nach einer allge- 
meinen Aussprache einen Unterausschuß eingesetzt, 
der in eingehender Beratung wertvolle Vorarbeit 
für die Behandlung im Gesamtausschuß und im Aus- 
schuß für Inneres geschaffen hat. 

Zu den einzelnen Artikeln ist folgendes zu be- 
merken: 

Zu Artikel I 

Zu Nr. 01 (§ 2) 

Die Änderung der Bezeichnung „Robben“ in „See- 
hunde“ entspricht der zoologischen Nomenklatur. 
Die Änderungen „Schwäne“ in „Wildschwäne“, 
„Taucher“ in „Haubentaucher“ geschahen auf 
Wunsch des Naturschutzes. Die Einschränkung 
„(außer Eulen)“ ist zoologisch unrichtig und soll 
daher entfallen. Unter „Greifvögel“ im Sinne des 
BJG werden lediglich Tagraubvögel, nicht Nacht- 
raubvögel (Eulen) verstanden. 

Zu Nr. 2 (§ 9) 

Die bisherige Fassung des § 9 Abs. 3 BJG hat sich 
in der Praxis nicht bewährt. Es sind Auslegungs- 
streitfragen entstanden; und die Durchführung der 
doppelten Majorität, nach Kopfzahl und Grund- 


fläche, hat zu Schwierigkeiten geführt, insbesondere 
dadurch, daß wegen Nichterreichung der doppelten 
Mehrheit ein Abstimmungsergebnis erst nach meh- 
reren Jagdgenossenschaftsversammlungen zu erzie- 
len war. Versuche der obersten Landesbehörden, 
durch Mustersatzungen diesen Schwierigkeiten zu 
begegnen, halten einer rechtlichen Nachprüfung 
nicht stand. Andererseits mußte an dem Grundsatz 
der doppelten Majorität aber festgehalten werden, 
da einerseits das Jagdrecht untrennbar an Grund 
und Boden gebunden ist, andererseits vermieden 
wmrden muß, daß Großflächenbesitzer innerhalb 
eines gemeinschaftlichen Jagdbezirkes in undemo- 
kratischer Weise in der Jagdgenossenschaftsver- 
sammlung ein Übergewicht erhalten können. Außer- 
dem war die Frage der Vertretung von Jagdgenos- 
sen in der Jagdgenossenschaftsversammlung zu 
klären, nachdem sich häufig Grundflächenbesitzer 
nicht nur nicht an ihrem Wohnort, sondern neuer- 
dings auch im Ausland befinden. Die neue Fassung 
des § 9 Abs. 3 soll diesen Schwierigkeiten und 
Besonderheiten so weitgehend wie möglich Rech- 
nung tragen. Darüber hinaus bleibt es den Jagd- 
genossenschaften unbenommen, durch entspre- 
chende Satzungen evtl, dennoch auftretende Schwie- 
rigkeiten selbst zu beseitigen. 

Zu Nr. 3 (§ 10) 

Die Fassung des § 10 Abs. 3 BJG regelt weder 
die Frage, in welcher Form der Anspruch auf Aus- 
zahlung des Jagdnutzungsanteils geltend zu ma- 
chen ist, noch, ob der Auszahlungsanspruch bei 
Fristversäumnis erlischt. Das hat in der Praxis zu 
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erheblichen Schwierigkeiten geführt. Durch die 
Neufassung, insbesondere die Verlängerung der 
bisher zweiwöchigen Frist auf einen Monat, wie sie 
vom Innenausschuß gewünscht wird, soll diese 
Schwierigkeit beseitigt werden. 

Zu Nr. 4 (§ 11) 

Eine Änderung in Absatz 2 war gegeben, weil die 
bisherige Fassung im Gegensatz zu § 8 Abs. 3 steht. 
Die Verpachtung von beliebigen Teilflächen bis her- 
ab zur Größe von 150 ha (§ 8 Abs. 1) muß zu jagd- 
wirtschaftlich unerwünschten Kleinstrevieren in gro- 
ßer Zahl führen. Kleinstreviere aber machen eine 
Wildhege im Sinne des § 1 BJG unmöglich, da sich 
in ihnen kein fester Wildbestand (Standwild) mehr 
findet. Dieser jagdwirtschaftliche Nachteil mußte 
durch die hier vorgeschlagene Anpassung des § 11 
Abs. 2 an den § 8 Abs. 3 beseitigt werden. Der Vor- 
schlag des Innenausschusses; „Die Länder können 
die Verpachtung eines Teiles von geringerer Größe 
an den Jagdausübungsberechtigten eines angrenzen- 
den Jagdbezirks zulassen, soweit dies einer bes- 
seren Reviergestaltung dient," erschien dem Ernäh- 
rungsausschuß nicht nötig, da die Gestaltung von 
Jagdbezirken durch Angliederung, Abtrennung 
oder Austausch von Grundstücken bereits in § 5 
BJG geregelt ist und da sich diese Regelung in der 
Praxis gut bewährt hat. 

Zu Nr. 6 (§ 13) 

Die bisherige Fassung hat sich als mißverständ- 
lich erwiesen. Es liegt nicht in der Absicht des Ge- 
setzes, es in das Belieben des Jagdpächters zu stel- 
len, ob er durch Nichterneuerung des Jagdscheines 
einer ihm drohenden Versagung (§ 17) und damit 
dem zwangsläufigen Erlöschen des Pachtvertrages 
(§ 13 Satz 1) sich entziehen kann oder nicht. Die da- 
durch aufgekommene Unsicherheit ist vielfach be- 
trächtlich gewesen. Daher soll nunmehr dem § 13 
BJG eine Fassung gegeben werden, die dem Grund- 
satz des § 11 Abs. 4 Satz 1 voll Rechnung trägt und 
eine von dem Willen beider Vertragsteile unabhän- 
gige Lösung bringt. 

Zu Nr. 7 (§ 13 a) 

Nach der bisherigen Fassung des § 13 hat das Er- 
löschen des Jagdpachtvertrages, z. B. durch Ver- 
schulden eines Mitpächters, bei einer Mehrheit von 
Pächtern für beide Vertragsteile sehr unerwünschte 
Ergebnisse gezeitigt (Pachtzinsausfall, Investitions- 
verlust usw.). Daher soll der neue § 13 a einen Här- 
teausgleich für alle Beteiligten herbeiführen. 

Zu Nr. 8 (§ 15) 

Durch Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 

/BVerwG I C 81.59\ . _ , 

( oVG 111 A 82/58 ) ‘=' 

worden, daß derjenige, der im Geltungsbereich des 
Bundesjagdgesetzes erstmalig einen Jagdschein be- 
antragt, die erfolgreiche Ablegung der Jägerprüfung 
nachgewiesen haben muß. Das Bundesverwaltungs- 
gericht legt darin den Begriff der „ersten Erteilung 
eines Jagdscheines" beschränkt auf den zeitlichen 


Geltungsbereich des Bundesjagdgesetzes aus und 
kommt somit zu dem Ergebnis, daß nach dem Bun- 
desjagdgesetz für diejenigen Jäger, welche vor Ver- 
kündung des BJG (29. November 1952) einen Jagd- 
schein besessen haben, keine Vergünstigung mehr 
bestehe. Demnach müßten diese Jäger nunmehr 
nachträglich eine Jägerprüfung ablegen, um ihren 
Jagdschein mit Beginn des Jagdjahres (1. April) er- 
neuern zu können. Hiervon würden schätzungsweise 
mehr als Va aller zum Lösen eines Jagdscheines bis- 
her berechtigten Jäger (mehr als etwa 50 000) be- 
troffen werden. Diese Absicht hat dem Bundesjagd- 
gesetz nicht zugrunde gelegen. Eine Rechtsbereini- 
gung in § 15 durch Anfügung des Satzes: „Entspre- 
chendes gilt für Bewerber, die vor dem 1. April 1953 
einen Jahresjagdschein besessen haben", ist daher 
notwendig geworden. 

Zu Nr. 8 a (§ 17) 

Die im Jahre 1952 festgesetzten Deckungssummen 
für den Abschluß einer Haftpflichtversicherung gin- 
gen schon damals auf das Jahr 1935 zurück und ent- 
sprechen heute nicht mehr den Erfordernissen im 
Schadensfall. Ihre Heraufsetzung auf die hier vor- 
geschlagenen Summen erscheint daher geboten. 

Zu Nr. 10 (§ 19) 

a) Die Munitionstechnik hat in den letzten Jahren 
eine so starke Entwicklung erfahren, daß 
die bisherige Verwendungsbegrenzung für die 
Jagdausübung im Gesetz nicht mehr ausreichend 
erscheint. Als Index für die Brauchbarkeit einer 
Patrone zu jagdlichen Zwecken (Grundsatz des 
Tierschutzes und der Verhütung von Tierquä- 
lerei) müssen an die Stelle der Hülsenlänge 
neuerdings Auftreffwucht und Geschoßgeschwin- 
digkeit treten. Dem ist in dem Abänderungsvor- 
schlag Rechnung getragen. Diesem Vorschlag 
liegt eine Fülle von Versuchen mit den verschie- 
densten, auch ausländischen, Munitionsstärken 
und Laborierungen zugrunde. 

b) Die bisher im ersten Halbsatz des § 19 Abs. 1 
Nr. 6 ausgesprochene Verbotsvorschrift hat in 
großem Umfange dadurch zu Umgehungen ge- 
führt, daß im zweiten Halbsatz eine halbe Er- 
laubnis ausgesprochen war. Der Änderungsvor- 
schlag führt die Frage der Abschuß- und Fang- 
belohnung auf die nach jahrzehntelanger Erfah- 
rung allein gerechtfertigt erscheinende Voraus- 
setzung der Auslobung durch den Jagd- oder 
Fischereiberechtigten unmittelbar ' zurück. Das 
Recht der Auslobung durch die zuständigen Be- 
hörden war dabei ebenfalls zu berücksichtigen. 
Diese Regelung soll verhüten, daß die dem Land- 
schaftsbild einen besonderen Reiz verleihenden, 
weder der ländlichen Tierzucht noch dem Wild 
schädlichen Greife (Raubvögel) aus einseitigen 
Interessengründen oder Unkenntnis unnötig im 
Bestand verringert oder gar gefährdet werden. 

c) § 19 Abs. 1, 9 und 10 Satz 2 BJG widerspricht 
in seiner bisherigen Fassung dem im BJG ver- 
ankerten Grundsatz der Verhütung der Tierquä- 
lerei. Tellereisen und Pfahleisen sind barbari- 
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sehe Fangwerkzeuge, die den sich darin fangen- 
den jagdbaren und nicht jagdbaren (geschützten) 
Tieren die Läufe, Ständer oder Fänge zerquet- 
schen oder abschlagen und sie langsam und 
qualvoll zugrunde gehen lassen. Entsprechendes 
gilt für durch Selbstschüsse verletzte Tiere. Sol- 
che Fangwerkzeuge sind mit dem Tierschutz- 
gedanken unvereinbar, ganz abgesehen davon, 
daß hinreichend andere Fanggeräte zur Verfü- 
gung stehen, die quallos fangen, weil sie schlag- 
artig töten oder unversehrt lebendig fangen. 
Diesem Grundsatz soll durch die Neufassung des 
§ 19 Abs. 1 Nr. 9 Rechnung getragen werden. 

Zu Nr. 11 (§ 21) 

Das im Interesse der Wildschadensverhütung so- 
wohl als auch der Wildstandsregulierung liegende 
überwachen der Erfüllung des Abschußplanes läßt 
sich wirksam nur durch ein (von den Ländern zu 
regelndes) Abschußmeldeverfahren erreichen. Da- 
durch erst wird es den Jagdbehörden möglich, recht- 
zeitig die etwa erforderlichen, im Gesetz vorgese- 
henen Zwangsmaßnahmen zu ergreifen. Durch die 
vorliegende Änderung des § 21 Abs. 2 Satz 5 soll 
eine bisherige Lücke im Gesetz geschlossen wer- 
den. 

Zu Nr. 12 (§ 22) 

a) Eine Neufassung des § 22 Abs. 1 erscheint des- 
halb geboten, weil zu einer Verlängerung der 
Jagdzeiten biologisch im Bundesgebiet, von 
Hochgebirgslagen abgesehen, keine zwingende 
Notwendigkeit besteht. Sie unterscheidet sich 
von der bisherigen Fassung darin, daß die Län- 
der die Jagdzeiten zwar abkürzen, nicht aber 
verlängern können. Diese Regelung erscheint 
notwendig, da seit Verkündung des BJG 
mehrfach Jagdzeitverlängerungen durch die Län- 
der vorgenommen wurden, für die kein akuter 
Anlaß bestand, die aber, insbesondere an den 
Ländergrenzen, zur Rechtsunsicherheit geführt 
haben. 

b) Auf Wunsch des Innenausschusses soll die Er- 
mächtigung der Länder, Ausnahmen zuzulassen, 
lediglich auf wissenschaftliche Zwecke beschränkt 
werden. Der Ausschuß für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten hat sich diesem Wunsche an- 
geschlossen. Freilich ist damit die Möglichkeit 
entfallen, in ganzjährig geschützte Wildarten 
bestandsregulierend einzugreifen. 

Zu Nr. 13 (§ 36) 

Die Begründung für eine Änderung des § 36 
ergibt sich aus Satz 1 der Neufassung. Das Problem 
der Kontrolle des Besitzes und Verbringens von er- 
legtem Schadenswild sollte durch § 36 Abs, 1 BJG 
im Interesse der Abschußüberwachung sowie im 
Interesse der Bekämpfung von Wilderei und Hehle- 
rei so gelöst werden, wie das zum Schutze des 
Rechtes der Jagdausübungsberechtigten erforder- 
lich ist. Die nach § 36 Abs. 3 BJG von der Bundes- 
regierung zu erlassenden Vorschriften fehlen, weil 
verfassungsrechtliche Bedenken entgegenstanden. 


Damit war aber die Vorschrift des § 36 Abs. 1 
BJG praktisch wertlos. Die gegenwärtige Rechts- 
lage ist folgende: Während die Länder Baden-Würt- 
temberg, Bayern, Hessen und Rheinland-Pfalz aus- 
reichende Spezialgesetze und Verordnungen besit- 
zen, fehlt es in den übrigen Ländern an einer ein- 
schlägigen Regelung. Diese ungleiche Rechtslage im 
Bundesgebiet birgt die Gefahr in sich, daß die Wil- 
derer und Wildhehler durch Verbringung ihrer ge- 
stohlenen Beute mit Kraftfahrzeugen sich der Be- 
strafung weit leichter als früher entziehen können. 
Der Änderungsvorschlag schafft die Grundlage für 
eine zweckentsprechende umfassende Regelung 
durch die Länder, wie sie im BJG zwar gewollt, 
aber noch nicht realisiert war. 

Die jetzt vorliegende Fassung des § 36 ist das 
Ergebnis erneuter Beratungen unter Hinzuziehung 
von Vertretern des Bundesinnenministeriums, die 
auf Vorschlag des mitbeteiligten Innenausschusses 
stattfanden. 

Zu Nr. 15 a (§ 36 b) 

Die Vorschrift stellt sicher, daß von den nach § 36 
zu erlassenden Rechtsverordnungen die geltenden 
viehseuchenrechtlichen Vorschriften nicht berührt 
werden. 

Zu Nr. 16 (§ 37) 

Nachdem das Bundesjagdgesetz dem Jäger die 
Verpflichtung auferlegt hat, auf humane, d. h. dem 
Empfinden der Öffentlichkeit angepaßte Weise die 
Jagd auszuüben (§ 1 Abs. 3 BJG), sollte ihm die Mög- 
lichkeit einer Mitarbeit an der Gestaltung und Er- 
haltung eines ethisch hohen Niveaus der Jagdaus- 
übung gegeben werden. Die Vergangenheit hat ge- 
lehrt, daß die öffentliche Meinung, vom Tierschutz- 
gedanken ausgehend, eine sittlich einwandfreie 
Jagdweise fordert. Dem soll durch die vorgeschla- 
gene Anfügung des Satzes 2 an § 37 Rechnung 
getragen und damit dem § 1 Abs. 3 BJG vermehrt 
Geltung verschafft werden. 

Zu Nr. 17 (§ 39) 

Nach § 11 Abs. 1 OWiG können Jäger, die Ord- 
nungswidrigkeiten nach § 39 BJG begangen haben, 
sich meist unwiderlegbar mit „fahrlässigem Ver- 
halten" entschuldigen. Damit gehen sie bisher z. B. 
bei Taten wie verbotswidrigem, meistens als Tier- 
quälerei wirkendem Schrotschuß auf Schalenwild 
oder der Überschreitung des Abschußplanes oder der 
Nichtbeachtung der Wildhandels- und -verkehrsvor- 
schriften oder der Unterlassung der Anzeige von 
Wildseuchen, insbesondere der Tollwut, zum Scha- 
den der Allgemeinheit straffrei aus. Damit wird 
aber die durch § 39 BJG angestrebte Ordnung auf 
den genannten Teilgebieten in Frage gestellt. Durch 
die vorgeschlagene Ergänzung in Absatz 3 soll 
diese Lücke geschlossen werden. 

Zu Nr. 18 (§ 40) 

Die Neufassung des Absatzes 3 stellt lediglich 
eine redaktionelle Änderung dar, die durch die teil- 
weise Neufassung des § 39 notwendig geworden ist. 
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Zu Artikel II 

Diese Überleitungsvorschrift erscheint im Inter- 
esse der Rechtssicherheit notwendig. 

Zu Artikel III 

Durch das Anderungsgesetz werden zahlreiche 
Einzelbestimmungen den Erfahrungen der letzten 
Jahre entsprechend geändert, so daß eine Bekannt- 
machung in der Neufassung zweckmäßig erscheint. 


Z u A r t i k e 1 IV 

Es handelt sich um die generell einzufügende 
„Berlin-Klausel". 


ZuArtikelV 

Im Hinblick auf die Ergänzung des § 15 und die 
Änderung des § 22 erscheint es nötig, dieses Gesetz 
mit Beginn des Jagdjahres, dem 1. April 1961, in 
Kraft treten zu lassen. 


Bonn, den 13. Januar 1961 

von Lindeiner-Wildau 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1025 — - in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 11. Januar 1961 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Bauknecht von Lindeiner-Wildau 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Schulze-Pellengahr, Ruhnke, 
Dr. Dahlgrün, Dr. Schneider (Lollar) und Genossen einge- 
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Bundes- 
jagdgesetzes 

— Drucksache 1025 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten 
(19. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Bundesjagdgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Bundesjagdgesetz vom 29. November 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 780) wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „Schwäne" 
^ durch „Wildschwäne", „Taucher" durch „Hau- 
bentaucher" ersetzt und nach dem Wort „Greif- 
vögel" die Worte „(außer Eulen)" gestrichen. 

2. § 9 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Beschlüsse der Jagdgenossenschaft be- 
dürfen der Zustimmung der in der Jagdgenossen- 
versammlung anwesenden oder auf Grund einer 
Vollmacht vertretenen Jagdgenossen, denen das 
Jagdrecht auf mehr als die Hälfte der in der 
Versammlung vertretenen Grundfläche zusteht.“ 

3. In § 10 Abs. 3 

a) werden in Satz 2 die Worte „binnen zwei 
Wochen nach der Beschlußfassung" ge- 
strichen; 

b) wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Der Anspruch erlischt, wenn er nicht bin- 
nen zwei Wochen nach der Bekanntmachung 
der Beschlußfassung schriftlich oder münd- 
lich zu Protokoll des Jagdvorstandes geltend 
gemacht wird." 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Bundesjagdgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Bundesjagdgesetz vom 29. November 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 780) wird wie folgt geändert: 

01. In § 2 Abs. 1 Nr. 1 wird das Wort „Robben" 
^ durch das Wort „Seehunde" ersetzt. 

1. unverändert 


2. § 9 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(3) Beschlüsse der Jagdgenossenschaft be- 
dürfen sowohl der Mehrheit der anwesenden 
und vertretenen Jagdgenossen, als auch der 
Mehrheit der bei der Beschlußfassung vertre- 
tenen Grundfläche." 


3. In § 10 Abs. 3 

♦ 

a) unverändert 


b) wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Der Anspruch erlischt, wenn er nicht bin- 
nen einem Monat nach der Bekanntmachung 
der Beschlußfassung schriftlich oder münd- 
lich zu Protokoll des Jagdvorstandes geltend 
gemacht wird." 
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Entwurf 

4. In § 11 wird 

a) Absatz 2 wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Verpachtung eines Teiles eines 
Jagdbezirkes ist zulässig, wenn sowohl der 
verpachtete als auch der verbleibende Teil 
bei Eigenjagdbezirken die Mindestgröße von 
300 ha haben. Die Länder können die Ver- 
pachtung eines Teiles von geringerer Größe 
an den Jagdausübungsberechtigten eines an- 
grenzenden Jagdbezirkes zulassen, soweit 
dies einer besseren Reviergestaltung dient."; 

b) dem Absatz 5 folgender neuer Satz 2 ange- 
fügt: 

„Das gleiche gilt, wenn eine Umgehung die- 
ser Vorschriften vorliegt." ; 

c) folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Hält die Behörde einen Jagdpachtver- 
trag nach Absatz 5 für nichtig, so kann sie 
die Vertragsteile auf fordern, dies bis zu 
einem bestimmten Zeitpunkt, der mindestens 
drei Wochen nach Zustellung der Aufforde- 
rung liegen soll, anzuerkennen. Kommen die 
Vertragsteile der Aufforderung nicht nach, 
so gilt die Nichtigkeit als festgestellt, sofern 
nicht einer der Vertragsteile binnen der Frist 
einen Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
stellt. Das Gericht kann entweder den Ver- 
trag für nichtig erklären oder als rechtsgültig 
feststellen. Für das Verfahren gilt § 12 
Abs. 3 Satz 3 und 4.“ 

5. ln § 12 wird 

a) in Absatz 1 Satz 2 das Wort „kann" durch 
das Wort „hat" ersetzt und nach dem Wort 
„Anzeige" das Wort „zu" eingefügt; 

b) Absatz 3 folgender Satz angefügt: 

„Die Jagdbehörde gilt in allen Rechtszügen 
als beteiligt." 

6. § 13 erhält folgende Fassung: 

J 13 

Erlöscheui des Jagdpachtvertrages 

Der Jagdpachtvertrag erlischt, wenn über das 
Vermögen des Pächters das Konkursverfahren 
eröffnet oder wenn dem Pächter der Jahres- 
jagdschein unanfechtbar entzogen ist. Er erlischt 
auch dann, wenn die Gültigkeitsdauer des Jah- 
resjagdscheins abgelaufen ist und entweder die 
zuständige Behörde die Erteilung eines neuen 
Jahresjagdscheines unanfechtbar versagt hat 
oder der Pächter nicht binoen einer von der zu- 
ständigen Behörde gesetzten Frist die Voraus- 
setzungen für die Erteilung eines neuen Jahres- 
jagdscheines durch Antragstellung und Einzah- 
lung der Gebühr erfüllt hat. Der Pächter hat 
dem Verpächter den aus der Beendigung des 
Pachtvertrages entsteh enden Schaden zu er- 
setzen, wenn ihn ein Verschulden trifft." 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

4. In § 11 wird Absatz 2 wie folgt gefaßt: 

♦ 

„(2) Die Verpachtung eines Teils eines Jagd- 
bezirkes ist nur zulässig, wenn sowohl der ver- 
pachtete als auch der verbleibende Teil bei 
Eigenjagdbezirken die gesetzliche Mindest- 
größe, bei gemeinschaftlichen Jagdbezirken die 
Mindestgröße von 300 ha haben." 


Buchstabe b entfällt 


Buchstabe c entfällt 


Nummer 5 entfällt 


6. § 13 erhält folgende Fassung: 

♦ 

.,§ 13 

Erlöschen des Jagdpachtvertrages 

Der Jagdpachtvertrag erlischt, wenn dem 
Pächter der Jagdschein unanfechtbar entzogen 
worden ist. Er erlischt auch dann, wenn die 
Gültigkeitsdauer des Jagdscheines abgelaufen 
ist und entweder die zuständige Behörde die 
Erteilung eines neuen Jagdscheines unanfecht- 
bar abgelehnt hat oder der Pächter nicht bin- 
nen einer von der zuständigen Behörde fest- 
gesetzten Frist die Voraussetzungen für die 
Erteilung eines neuen Jagdscheines erfüllt. Der 
Pächter hat dem Verpächter den aus der Be- 
endigung des Pachtvertrages entstehenden 
Schaden zu ersetzen, wenn ihn ein Versdiulden 
trifft." 
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7. Folgender § 13a wird eingefügt: 

.§ 13a 

Rechtsstellung der Mitpächter 

Sind mehrere Pächter an einem Jagdpachtver- 
trag .beteiligt {Mitpächter), so bleibt der Ver- 
trag, wenn er im Verhältnis zu einem Mit- 
pächter gekündigt wird oder erlischt, mit den 
übrigen bestehen. Ist einem der Beteiligten die 
Aufrechterhaltung des Vertrages infolge außer- 
gewöhnlicher Umstände, die durch das Aus- 
scheiden eines Pächters eingetreten sind, nicht 
zuzumuten, so kann er den Vertrag unter Ein- 
haltung der gesetzlichen Kündigungsfrist (§ 595 
BGB) kündigen. Die Kündigung kann nur für 
den ersten Termin erklärt werden, für den sie 
zulässig ist/‘ 

8. § 15 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Die erste Erteilung eines Jagdscheines, 
mit Ausnahme des Falknerjagdscheines, ist da- 
von abhängig, daß der Bewerber eine Jäger- 
prüfung bestanden hat. Die Länder bestimmen 
Umfang und Inhalt der Jägerprüfung, bei der 
ausreichende Kenntnisse für die Ausübung der 
Rechte und die Erfüllung der Pflichten dieses 
Gesetzes nachzuweisen sind. Bei der Erteilung 
von Ausländer Jagdscheinen können Ausnahmen 
zugelassen werden.'' 


9. In § 17 Abs. 2 Nr. 4 werden hinter die Worte 
„Abs. 3" die Worte „oder gegen die auf Grund 
des § 23 erlassenen landesrechtlichen Vorschrif- 
ten" eingefügt. 

10. In § 19 Abs. 1 wird 

a) Nummer 2 wie folgt gefaßt: 

„2. auf Schalenwild und Robben mit Patronen 
zu schießen, deren Geschoßgewicht unter 
4,5 Gramm und deren Auftreffwucht auf 
150 Meter unter 95 Meterkilogramm 
liegt;" 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

7. Folgender § 13a wird eingefügt: 

♦ 

„§ 13a 

Rechtsstellung der Mitpächter 

Sind mehrere Pächter an einem Jagdpachtver- 
trag beteiligt (Mitpächter), so bleibt der Ver- 
trag, wenn er im Verhältnis zu einem Mit- 
pächter gekündigt wird oder erlischt, mit den 
übrigen bestehen. Ist einem der Beteiligten die 
Aufrechterhaltung des Vertrages infolge des 
Ausscheidens eines Pächters nicht zuzumuten, 
so kann er den Vertrag mit sofortiger Wir- 
kung kündigen. Die Kündigung muß unverzüg- 
lich nach Erlangung der Kenntnis von dem Kün- 
digungsgrund erfolgen." 


8. Dem § 15 Abs. 5 wird folgender Satz 3 ange- 
♦ fügt: 

„Entsprechendes gilt für Bewerber, die vor 
dem 1. April 1953 einen Jahresjagdschein be- 
sessen haben." 


8a. In § 17 Abs. 1 Nr. 6 werden die Beträge 
^ „150 000 Deutsche Mark" durch „250 000 Deut- 
sche Mark" und „15 000 Deutsche Mark" durch 
„25 000 Deutsche Mark" ersetzt. 

Nummer 9 entfällt 


10. In § 19 Abs. 1 wird 

♦ 

a) Nummer 2 wie folgt gefaßt: 

„2.a)auf Rehwild und Seehunde mit Büch- 
senpatronen zu schießen, deren Auf- 
treffwucht auf 100 m (E 100) weniger 
als 100 Meterkilogramm beträgt; der 
entsprechende Wert für Gamswild be- 
trägt 200 Meterkilogramm; 

b) auf alles übrige Schalenwild mit Büch- 
senpatronen unter einem Kaliber von 
6,5 mm zu schießen; im Kaliber 6,5 mm 
müssen die Büchsenpatronen entweder 
auf 100 m eine Geschoßgeschwindig- 
keit (V 100) von mindestens 850 m/sec 
ergeben oder ein Geschoßgewicht von 
mindestens 10 g haben;" 
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b) Nummer 6 wie folgt gefaßt: 

„6. Belohnungen für den Abschuß oder Fang 
von Greifvögeln auszusetzen, zu geben 
oder zu empfangen; ausgenomnien sind 
Belohnungen seitens der zuständigen Be- 
hörden und Belohnungen seitens der 
Jagd- oder Fi sdier ei ausübungs berechtig- 
ten an ihre mit dem Jagd- oder Fischerei- 
SiChutz Beauftragten ; " 

c) Nummer 9 wie folgt gefaßt: 

„9. Fanggeräte, die nicht unversehrt fangen 
oder nicht sofort töten, sowie Selbst- 
schüsse zu verwenden, feilzubieten oder 
zu erwerben;“ 

d) Nummer 10 gestrichen, die bisherigen Num- 
mern 11 bis 20 werden die Nummern 10 
bis 19, 


11. § 21 Abs. 2 Satz 5 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„Die Länder treffen Bestimmungen, nach denen 
die Erfüllung des Absdiußplanes durch ein Ab- 
schußmeldeverfahren überwacht und erzwungen 
werden kann.“ 

12. In § 22 wird 

a) Absatz 1 Satz 2 gestrichen und folgender 
Satz angefügt: 

„Die Länder können die Jagdzeiten abkür- 
zen oder vorübergehend aufheben oder die 
Schonzeiten für bestimmte Gebiete oder für 
einzelne Jagdbezirke insbesondere zur Be- 
seitigung kranken oder kümmernden Wil- 
des, zur Wildseuchenbekämpfung oder aus 
Gründen der Wildhege befristet aufheben."; 

b) Absatz 2 folgender Satz 2 angefügt: 

„Die Länder können Ausnahmen, soweit be- 
sondere Umstände das erfordern, und zu 
wiss enschaftlichen Zwecken zulassen . “ 

13. § 36 erhält folgende Fassung: 

.§ 36 

Abschußplanüberwachung und Wildhandel 

Zur Überwachung und Durchsetzung der im 
§ 21 Abs. 2 Satz 1, 4 und 5 vorgeschriebenen 
Einhaltung und Erfüllung des Abschußplanes für 
Schalenwild im Interesse der Hege und der 
Landeskultur sowie zur Überwachung des ge- 
werblichen Verkehrs mit Wildpret aus Gründen 
der Volksgesundheit und der Verbrechens- 
bekämpfung treffen die Länder die erforder- 
lichen Bestimmungen über 

1. die Einführung von Ursprungszeichen bei 
der Verbringung von Schalenwild aus dem 
Erlegungsjagdbezirk und bei der Einfuhr 
von Schalenwildpre? aus dem Ausland, 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

b) Nummer 6 wie folgt gefaßt: 

„6. Belohnungen für den Abschuß oder Fang 
von Greifvögeln auszusetzen, zu geben 
oder zu empfangen; ausgenommen sind 
Belohnungen durch die zuständigen Be- 
hörden und Belohnungen durch die Jagd- 
oder Fischereiausübungsberechtigten an 
ihre mit dem Jagd- oder Fischereischutz 
Beauftragten;“ 

c) Nummer 9 wie folgt gefaßt: 

„9. Fanggeräte, die nicht unversehrt fangen 
oder nicht sofort töten, sowie. Selbst- 
schüsse zu verwenden;“ 

d) die Nummern 10 und 13 gestrichen; die bis- 
herigen Nummern 11 und 12 werden die 
Nummern 10 und 11; die bisherigen Num- 
mern 14 bis 20 werden die Nummern 12 
bis 18. 

11. unverändert 


12. In § 22 wird 
^ a) unverändert 


b) Absatz 2 folgender Satz 2 angefügt: 

„Die Länder können Ausnahmen zu wissen- 
schaftlichen Zwecken zulassen.“ 

13. § 36 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 36 

Veräußerung und Versand von Wild; 

Wildhandel 

Zur Kontrolle des Abschußplans, zur Kon- 
trolle der Innehaltung der Schonzeiten, aus 
Gründen der Hege, zur Bekämpfung von Wil- 
derei und Wildhehlerei und zur Verhütung von 
Gesundheitsschäden durch Fallwild regeln die 
Landesregierungen durch Rechtsverordnung 


1. die Anwendung von Ursprungszeichen 
bei der Verbringung von Schalenwild aus 
dem Erlegungsjagdbezirk und bei der 

Verbringung von Schalenwild in den Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes, 
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2. die behördliche Überwachung des gewerb- 
lichen Ankaufs, Verkaufs und Tausches 
sowie die gewerbsmäßige Verarbeitung 
von Schaienwildpret und die Führung von 
Wildhandeisbüchern, 


3. den Ankauf, Verkauf, Tausch und Versand 
von lebendem Wild." 


14. In der Überschrift des IX. Abschnitts werden 
vor das Wort „Jagdbeirat" die Worte „Landes- 
jägerschaft und" eingefügt. 

15. Folgender § 36a wird eingefügt: 

.§ 36a 

Landesjägerschaft 

(1) Vereinigungen der Jäger, die sich in den 
Ländern zur gemeinsamen Vertretung jagdlicher 
Interessen gebildet haben, können von den Län- 
dern als Landes jäger schalt anerkannt werden. 

(2) Die Landesjägerschaft hat die Aufgabe, 

1. die zuständigen Behörden bei der 
Überwachung der Ausübung der Jagd 
und der Hege zu unterstützen, 

2. bei der Erteilung, Versagung oder 
Einziehung des Jagdscheins mitzuwir- 
ken (§§ 15 bis 18). 

Die Länder können ihr weitere Aufgaben über- 
tragen. 

(3) Die Anerkennung als Landesjägerschaft 
und die Übertragung von Aufgaben nach Ab- 
satz 2 können nur erfolgen, wenn der Vereini- 
gung mindestens 51 vom Hundert der Inhaber 
von Jahresjagdscheinen ^als Mitglieder ange- 
hören. 

(4) Die Landesjägerschaft ist auf ihr Verlan- 
gen vor der Erteilung, Versagung oder Ein- 
ziehung des Jagdscheins zu hören und ihr die 
getroffene Entscheidung bekanntzugeben. Sie 
kann bei der zuständigen Behörde die Ver- 
sagung oder die Einziehung eines Jagdscheins 
beantragen. Wird der Jagdschein erteilt oder 
die Einziehung nicht vorgenommen, so kann die 
Landesjägerschaft die Rechtsmittel der Verwal- 
tungsgerichtsbarkeit mit der Begründung ein- 
legen, daß der Jagdschein nicht hätte erteilt 
oder belassen werden dürfen oder seine Ver- 
sagung oder Einziehung, insbesondere aus den 
Gründen des § 11 Abs. 2, geboten gewesen 
wäre. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

2. Verkehrsbeschränkungen für Wildpret in 
der Schonzeit und für Fallwild, 

3. die behördliche Überwachung des ge- 
werbsmäßigen Ankaufs, Verkaufs und 
Tausches sowie der gewerbsmäßigen Ver- 
arbeitung von Wildpret, 

4. die Verpflichtung zur Führung von Wild- 
handelsbüchern und deren behördliche 
Überwachung, 

5. den Ankauf, Verkauf, Tausch und Ver- 
sand von lebendem Wild. 

Die Landesregierungen können die Befugnisse 
nach Satz 1 auf oberste Landesbehörden über- 
tragen/' 

Nummer 14 entfällt 


Nummer 15 entfällt 


9 



Drucksache 2378 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf 

(5) In einem verwaltungsgerichtUchen Ver- 
fahren über Erteilung, Versagung oder Ein- 
ziehung des Jagdscheins hat die Landesjäger- 
schaft, soweit sie nicht selbst das Rechtsmittel 
ergriffen hat, die Stellung eines Beigeladenen/ 


16. § 37 erhält die Überschrift „Jagdbeirat". 


17. § 39 erhälit folgende Fasisung: 

.§ 39 

O rdn ung swid ri gk ei t en 

(l) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 

1. in befriedeten Bezirken die Jagd aus- 
übt oder einer Beschränkung der 
Jagderlaubnis (§ 6) zuwiderhandelt; 

2. auf vollständig eingefriedeten Grund- 
flächen die Jagd entgegen einer nach 
§ 7 Abs. 3 vorgeschriebenen Beschrän- 
kung ausübt; 

3. auf Grund eines nach § 11 Abs. 5 nich- 
tigen Jagdpachtvertrages oder ent- 
gegen dem § 12 Abs. 4 die Jagd aus- 
übt; 

4. als Inhaber eines Jugendjagdscheines 
ohne Begleitperson die Jagd ausübt 
(§ 16); 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


15 a. Folgender § 36 b wird eingefügt; 

♦ 

„36 b 

Die Vorschriften des Gesetzes über den Ver- 
kehr mit Lebensmitteln und Bedarfsgegenstän- 
den (Lebensmittelgesetz) vom 17. Januar 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 17), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Lebensmittelgesetzes vom 21. Dezember 1958 
(Bundesgesetzbl. I S. 950), bleiben unberührt. 
Das gleiche gilt für die Vorschriften des Vieh- 
seuchengesetzes vom 26. Juni 1909 (Reichs- 
gesetzbl. S. 519), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Viehseuchengesetzes 
vom 27. August 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 743) 
und die Vorschriften des Gesetzes betreffend 
die Schlachtvieh- und Fleischbeschau vom 
3, Juni 1900 (Reichsgesetzbl. S. 547), zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz zur Änderung des 
Fleischbeschaugesetzes vom 15. März 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 186)." 

16. Abschnitt IX und § 37 erhalten folgende Über- 

^ Schrift: 

„Jagdbeirat und Vereinigungen der Jäger" 

16 a. § 37 erhält folgenden Absatz 2: 

♦ 

„(2) Die Länder können die Mitwirkung von 
Vereinigungen der Jäger für die Fälle vor- 
sehen, in denen Jagdscheininhaber gegen die 
Grundsätze der Waidgerechtigkeit verstoßen 
(§ 1 Abs. 3)." 

17. § 39 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 39 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 
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5. dem § 19 Abs. 1 Nr. 3 bis 10, 12 bis 16, 
18, 19 oder dem § 20 zuwiderhandelt; 

6. zum Verscheuchen des Wildes Mittel 
anwendet, durch die Wild verletzt 
oder gefährdet wird (§ 26); 

7. verbotswidiiig Wild aussetzt oder hegt 
(§ 28); 

8. dem § 33 Abs. 1 zuwiderhandelt und 
dadurch Jagdschaden anrichtet. 

siehe Absatz 2 Nr. 1 


(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. ohne einen gültigen Jagdschein mit 
sich zu führen die Jagd ausübt oder 

, den Jagdschein auf Verlangen iniicht 

vorzeigt (§15 Abs. 1); 

2. dem § 19 Abs. 1 Nr. 1, 2, 11 und 17 
zuwid erhandelt; 

3. Schalenwild oder anderes Wild, das 
nur im Rahmen eines Abschußplanes 
bejagt werden darf, erlegt, bevor der 
Abschußplan bestätigt oder festgesetzt 
ist (§ 21 Abs. 2 Satz 1), oder wer den 
A b s chußplan üb e rs-chr ei te t ; 

4. als Jagdausübungsberechtigter das 
Auftreten einer Wildseuche nicht un- 
verzüglich der zuständigen Behörde 
anzeigt oder den Weisungen der zu- 
ständigen Behörde zur Bekämpfung 
der Wildseuche nicht Folge leistet 
(§ 24); 

5. gegen eine nach § 36 erlassene Rechts- 
verordnung verstößt, sofern diese 
Verordnung ausdrücklich auf die Buß- 
geldbestimmungen dieses Gesetzes 
verweist. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. Das Unterwerfungs- 
verfahren nach § 67 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten ist zulässig," 


18. In § 40 Abs. 3 wird die Bezeichnung „Nr. 6, 7 
oder 12“ durch die Bezeichnung „Abs. 1 Nr. 5 
oder Abs. 2 Nr. 2, 3 oder 5" ersetzt. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

5. den Vorschriften des § 19 Abs. 1 
Nr. 3 bis 9, 11 bis 14, 16, 18 oder § 20 
zuwiderhandelt; 

6. unverändert 


7. unverändert 

8. den Vorschriften des § 33 Abs. 1 zu- 
widerhandelt und dadurch Jagdscha- 
den anrichtet; 

9. den Jagdschein auf Verlangen nicht 
vorzeigt (§ 15 Abs. 1). 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

1. ohne einen gültigen Jagdschein mit 
sich zu führen, die Jagd ausübt; 

siehe Absatz 1 Nr. 9 

2. den Vorschriften des § 19 Abs. 1 
Nr. 1, 2, 11 und 17 zuwiderhandelt; 

3. unverändert 


4. unverändert 


5. gegen eine nach § 36 ergangene 
Rechtsverordnung verstößt, sofern die 
Verordnung ausdrücklich auf die Buß- 
geldbestimmungen dieses Gesetzes 
verweist. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie 
vorsätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße 
bis zu 1000 Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig 
begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 500 
Deutsche Mark geahndet werden." 


18. § 40 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(3) Bei Verstößen gegen die Vorschriften des 
§ 39 Abs. 1 Nr. 5 oder Abs. 2 Nr. 2, 3 oder 5 
ist die Entziehung nach den Bestimmungen der 
§§ 17 bis 26 des Gesetzes über die Ordnungs- 
widrigkeiten zulässig. Es können auch Gegen- 
stände eingezogen werden, auf die sich eine in 
Satz 1 bezeichnete Ordnungswidrigkeit bezieht." 
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Artikel II 

Entgegen der Vorschrift des Artikels 1 Nr. 4 vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes über Teile von 
gemeinschaftlichen Jagdbezirken rechtswirksam ab- 
geschlossene Jagdpachtverträge bleiben bis zu ihrem 
vertraglichen Ablauf gültig. 


Artikel III 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten wird ermächtigt, das Bunde sjagdgesetz 
in der durch dieses Gesetz bestimmten Fassung neu 
bekanntzumachen; er kann dabei Unstimmigkeiten 
der Paragraphenfolge und des Wortlautes beseitigen. 


Artikel IV 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S, 1) auch im Land 
Berlin. 

(2) Es gilt nicht im Saarland. 

Artikel V 

Dieses Gesetz tritt am in 

Kraft. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 
Artikel II 

Entgegen der Vorschrift des Artikels 1 Nr. 5 vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes über Teile von 
gemeinschaftlichen Jagdbezirken rechtswirksam ab- 
geschlossene Jagdpachtverträge bleiben bis zu ihrem 
vertraglichen Ablauf gültig. 


Artikel III 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten wird ermächtigt, das Bundes] agdgesetz 
in der durch dieses Gesetz bestimmten Fassung neu 
bekanntzumachen; er kann dabei Umstimmigkeiten 
der Paragraphenfolge beseitigen. 


Artikel IV 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel V 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1961 in Kraft. 
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